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Wien. Umweltsündern droht künftig
nach dem Willen der EU­Kommis­
sion bis zu zehn Jahren Haft. Ende
2021 veröffentlichte die Kommissi­
on  einen  Richtlinienvorschlag  zur
Verschärfung  des  (europäischen)
Umweltstrafrechts. Ziel ist es, Straf­
taten gegen die Umwelt in ganz Eu­
ropa  künftig  härter  zu  bestrafen.
Demnach  sollen  neue  Umwelt­
straftatbestände  festgelegt  und  die
Sanktionen  enorm  verschärft  wer­
den.  Ebenso  zielt  der  Richtlinien­
vorschlag auf eine Stärkung der Zu­
sammenarbeit  der  Mitgliedstaaten
bei der Strafverfolgung ab. Was be­
deutet dies nun für Österreich und
den nationalen Gesetzgeber?

Dass die Umwelt schützenswert
ist,  sollte  im  Jahr  2023  angesichts
der weltweiten Klimakrise ohnehin
niemand  mehr  ernstlich  bezwei­
feln. Im Frühjahr befand selbst die
österreichische  Regierung,  dass  es
mehr  Verurteilungen  im  Bereich
der  Umweltkriminalität  geben
müsse. So wurde im April 2023 im
Ministerrat  eine  behördeninterne
Taskforce  eingerichtet.  Ziel  sei  es,
die  Zusammenarbeit  aller  Behör­
den  und  NGOs  zu  intensivieren,
um  Sachverhalte  aufzuklären  und
die  Zahl  der  Verurteilungen  nach
dem Umweltstrafrecht zu erhöhen.

Große Wirkung fehlt

Schon 2008 wurde eine EU­Richtli­
nie  über  den  Schutz  der  Umwelt
durch  das  Strafrecht  erlassen,  die
auch  im  österreichischen  Strafge­
setzbuch  Niederschlag  gefunden
hat.  Rund  20  Jahre  später  ist  die
Kommission der Meinung, dass die
Richtlinie in der Praxis keine große
Wirkung  zeitigte,  da  sowohl  die
Zahl  der  Verurteilung  als  auch  die
verhängten  Sanktionen  zu  niedrig
sind.  Zudem  ist  die  Zusammenar­
beit  zwischen  den  Mitgliedstaaten
nicht wirksam und systematisch. 

Die  im  Zuge  der  Evaluierung
der  alten  Richtlinie  festgestellten
Defizite  führten  zu  einem  Vor­
schlag  für  eine  neue  Umweltstraf­
rechtsrichtlinie.  Dieser  sieht  eine

Erhöhung  des  Strafrahmens  bei
ausgewählten  Delikten,  die  An­
wendung  der  Whistleblowing­
Richtlinie  auf  Personen,  die  Um­
weltstraftaten melden, und die Ein­
führung  neuer  Straftatbestände
vor.  Insbesondere  die  Einführung
der  vorgesehenen  neuen  Straftat­
bestände würde zu einer massiven
Verschärfung  der  gerichtlich  straf­
baren  Tatbestände  in  Österreich
führen und enorme Anpassungen –
wenn  nicht  sogar  eine  gänzliche
Reform in Form eines eigenen Um­
weltstrafgesetzbuches  –  der  bishe­
rigen  Systematik  des  nationalen
Umweltstrafrechts  nach  sich  zie­
hen.  Dies  auch,  weil  der  Richtlini­
envorschlag  vorsieht,  Berufs­  und
Betriebsverbote,  Amtsverlust  und
Ähnliches  (z. B.  Ausschluss  von
Ausschreibungsverfahren und Bei­
hilfen) an Verstöße zu koppeln. 

Der  Richtlinienvorschlag  sieht
eine  Ausweitung  der  zu  kriminali­
sierenden Handlungen vor. So sol­
len  etwa  auch  Herstellung,  Ver­
marktung und Gebrauch bestimm­
ter Chemikalien, die Durchführung
von UVP­pflichtigen Vorhaben oh­
ne Umweltverträglichkeitsprüfung,
die  Vermarktung  von  illegal  ge­

schlagenem Holz oder die schädli­
che  Entnahme  von  Oberflächen­
oder Grundwasser unter Strafe ge­
stellt werden. Auch die Produktion,
Emission  oder  Einfuhr  von  Treib­
hausgasen bzw. Produkten, die auf
diesen beruhen, soll strafbar sein.

Bußen je nach Jahresumsatz

Ein  Großteil  der  Handlungen  soll
nicht nur bei vorsätzlicher, sondern
auch  bei  grob  fahrlässiger  Bege­
hung sanktioniert werden. Voraus­
setzung ist stets, dass gegen Recht­
vorschriften der EU oder eines Mit­
gliedstaats  verstoßen  wird.  Eine
Handlung  soll  auch  dann  als
rechtswidrig  angesehen  werden,
wenn sie im Rahmen einer Geneh­
migung durch eine zuständige Be­
hörde  in  einem  Mitgliedstaat  vor­
genommen  wird,  diese  Genehmi­
gung aber auf betrügerische Weise
oder durch Korruption, Erpressung
oder  Zwang  erlangt  wurde.  Die
Höchststrafen sollen je nach Delikt
mindestens  vier  bzw.  sechs  Jahre
betragen.  Gegen  juristische  Perso­
nen  sollen  nach  dem  Willen  der
EU­Kommission  Geldbußen  von
bis zu fünf Prozent ihres weltweiten
Gesamtumsatzes  vorgesehen  wer­

che)  Pflicht  für  dessen  Ermittlung
bestand (bei großen Industrieanla­
gen  gibt  es  in  der  Regel  einen  Bo­
den­  und  Grundwasserausgangs­
zustandsbericht,  was  den  Vorher/
Nachher­Vergleich erleichtert).

Zuletzt wird  im Richtlinienvor­
schlag der Kommission angedacht,
die prozessuale Stellung der betrof­
fenen Öffentlichkeit zu stärken, in­
dem  sie  sich  am  Umweltstrafver­
fahren – etwa als Zivilkläger – betei­
ligen  kann.  Als  betroffene
Öffentlichkeit  gelten  zum  einen
von  Umweltstraftaten  (wahr­
scheinlich)  betroffene  Personen.
Zum  anderen  umfasst  dieser  Be­
griff aber auch Personen mit hinrei­
chendem  Interesse  und  NGOs.
Sollte  der  Richtlinienvorschlag  so
realisiert werden, müsste in Öster­
reich die Ausgestaltung des Privat­
beteiligtenanschlusses  geändert
werden.  Denn  nach  geltendem
Recht  können  als  Privatbeteiligte
im Strafverfahren nur Opfer auftre­
ten,  die  durch  die  Straftat  einen
Schaden erlitten haben oder deren
strafrechtlich geschützte Rechtsgü­
ter beeinträchtigt wurden.

Trilog-Verhandlungen laufen

Würde  der  Richtlinienentwurf  in
dieser Form verabschiedet werden,
würde  dies  auch  zu  einer  weitrei­
chenden  Änderung  des  österrei­
chischen  Umweltstrafrechts  füh­
ren. Der Entwurf ist derzeit Gegen­
stand  der  Trilog­Verhandlungen
zwischen  EU­Kommission,  Parla­
ment  und  Rat.  Ob  aus  heutiger
Sicht allerdings der Umsetzungsbe­
darf  für  den  österreichischen  Ge­
setzgeber  am  Ende  so  groß  sein
wird,  wie  der  Richtlinienentwurf
erahnen lässt, kann nur schwer ab­
geschätzt  werden.  Der  Gesetzge­
bungsprozess hat bereits offenbart,
dass  man  sich  noch  nicht  in  allen
Belangen  –  wie  etwa  der  Höchst­
strafen  für  natürliche  und  juristi­
sche Personen – im Detail einig ist.

RA Peter Sander und RA Simone Tober haben

das soeben erschienene „Handbuch

Umweltstrafrecht“ (Jan Sramek Verlag)

herausgegeben, Univ.­Ass. Daniel

Gilhofer­Lenglinger und Univ.­Prof. Robert

Kert sind unter dessen Koautoren.

den. Dies würde für Umweltstrafta­
ten eine Abkehr von der bisherigen
Sanktionspraxis  von  Verbänden
bedeuten, zumal die bisherige Ver­
bandsgeldbuße  einem  Tagessatz­
system folgt.

Auch  Ermittlungsbehörden
und  Gerichte  würden  durch  die
neue  Richtlinie  vor  neue  Heraus­
forderungen  gestellt  werden.  Für
diese würde sich ein erhöhter Fest­
stellungsbedarf  ergeben:  Neben
Dauer,  Schwere,  Ausdehnung  und
Reversibilität  von  Umweltschäden
wäre  auch  der  Ausgangszustand
der  betroffenen  Umwelt  zu  ermit­
teln.  Der  Richtlinienentwurf  sieht
zwar  vor,  dass  Ermittlungsbehör­
den  und  Gerichte  mit  ausreichen­
den  personellen,  finanziellen  und
technologischen  Ressourcen  aus­
zustatten  und  in  Umweltstrafver­
fahren  eingebundene  Personen
entsprechend  zu  schulen  sind.  Je­
doch  werden  diese  Maßnahmen
nicht  vollumfänglich  Abhilfe  leis­
ten  können.  Gerade  die  Feststel­
lung  des  Ausgangszustandes  der
betroffenen Umwelt wird nach Ein­
tritt  des  Schadens  oft  nur  schwer
möglich sein, sofern nicht schon im
Vorhinein  die  (verwaltungsrechtli­

Gastbeitrag. Neue Straftatbestände, bis zu zehnjährige Haftstrafen, Geldbußen für Unternehmen von bis fünf 

Prozent des Jahresumsatzes: Mit Vorschlägen wie diesen will die EU einen besseren Schutz der Umwelt erreichen.

EU will das Umweltstrafrecht nachschärfen

VON  DANIEL  GILHOFER­LENGLINGER, 

ROBERT  KERT,  PETER  SANDER 

UND  SIMONE  TOBER

Umweltschäden – hier der im Sommer zeitweise kontaminierte Mauerbach – sind auch der EU ein Dorn im Auge. [APA/Expa/M. Slovencik]

Branchen-News aus der Welt des Rechts
Einsteiger der Woche

Die Kanzlei DORDA freut sich
über Verstärkung im IT/IP-

Team durch die neu eingetragene
Anwältin Ida Woltran. Neben Im-
materialgüter- und IT-Recht ist die
29-Jährige vor allem auf IT-Verträ-
ge sowie Urheber- und Patentrecht
spezialisiert. Bevor sie zu DORDA
kam, war Woltran in der Rechts-
abteilung von Philip Morris Austria
tätig und sammelte bei namhaften
Wiener Anwaltskanzleien Erfah-
rungen.

Event der Woche

Pandemiebedingt erst vor Kur-
zem feierte der Österreichi-

sche Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
mit zahlreichen Gästen sein nun
100+1-jähriges Bestehen im Justiz-
café und auf der Dachterrasse des
Justizpalasts bei herrlichem Som-
merwetter. In diesemRahmenwur-
den auch verdiente Funktionäre ge-
ehrt. Der langjährige Vortragende
und Wiener Landesobmann Heinz-
PeterWachter stellte in seiner Fest-

rede in aller Kürze die Geschichte
des Vereins dar und bot einen Ein-
blick in dessen aktuelle Tätigkeit.

AKELA war Strategic Partner des
Green Peak Festival 2023 im

Wiener MuseumsQuartier. Welche
Chancen, Hürden und Herausfor-
derungen werden die Immobilien-
branche am Weg zur nachhaltigen
Kreislaufwirtschaft begleiten? Am

Panel „Reimagining Construction
for a Circular Economy“ auf der
Libelle Stage diskutierte darüber
AKELA Real Estate Partner Hannes
Schlager gemeinsam mit Experten
aus der Immobilienbranche.

Deals der Woche

Die globale Anwaltskanzlei Ba-
ker McKenzie freut sich, die

strategische Partnerschaft mit Wal-
ter Boltz bekannt zu geben. Boltz
übernimmt die Position des Senior
Energy Advisor und greift auf seine
umfangreiche Erfahrung auf den
österreichischen und europäischen
Energiemärkten sowie seine tiefe
regulatorische Expertise zurück.
Diese Zusammenarbeit verdeut-
licht die Rolle von Baker McKenzie
als vertrauenswürdiger rechtlicher

und strategischer Partner in einem
dynamischen Energiesektor.
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IdaWoltran ist als Rechtsanwältin bei
DORDA tätig. [ Beigestellt ]

Ivo Greiter und ThomasHofer-Zeni
beim Fest desÖRAV. [ Beigestellt ]

Walter Boltz ist nun Senior EnergyAdvi-
sor bei BakerMcKenzieWien. [ Beigestellt ]

Hannes Schlager ist seit 2022 Partner
bei AKELA. [ Beigestellt ]


